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Alle aus dem BAT/MTArb überge-

leitete Kolleginnen und Kollegen 

sowie die Kolleginnen und Kolle-

gen die zwischen dem 01.11.2006 

und dem 31.12.2011 neu, unter 

dem TV-L eingestellt wurden, wer-

den unter Beibehaltung der bishe-

rigen Entgeltgruppe zum 

01.01.2012 automatisch in die Ent-

geltordnung (EGO) zum TV-L über-

geleitet. Dabei gilt die vorläufige 

Zuordnung der bisherigen Vergü-

tungs-/Lohngruppe für übergelei-

tete Beschäftigte und für Eingrup-

pierungen ab dem 01.11.2006 mit 

Stichtag 31.12.2011 als Eingruppie-

rung. 

Nach dem Willen der Tarifvertrags-

parteien wird es keine pauschale 

Überprüfung und Neufestsetzung 

aller Eingruppierungen geben.  

Daher kommt weder eine automa-

tische Herabgruppierung noch eine 

automatische Höhergruppierung in 

Betracht. Das bedeutet, dass die 

Beschäftigten ihre bisherige Ent-

geltgruppe grundsätzlich behalten.  

Ergibt sich jedoch nach der neuen 

Entgeltordnung für die Dauer der 

unverändert auszuübenden Tätig-

keit eine höhere Entgeltgruppe als 

die bisherige, werden die neu ein-

gestellten und umgruppierten Be-

schäftigten auf ihren Antrag hin in 

die höhere Entgeltgruppe überge-

leitet. Eine Beratungspflicht des 

Arbeitgebers hierzu besteht jedoch 

nicht. 

Es ist jedoch zwingend notwendig, 

diesen Antrag bis spätestens zum 

31.12.2012 beim Arbeitgeber zu 

stellen.             
Fortsetzung Seite 3—4 

Achtung Terminsache! 
Antragsfrist zur neuen Entgeltordnung läuft 

am 31.12.2012 ab! 

Wie immer stehen Ihnen für offen 

gebliebene Fragen folgende Ansprech-

partner der DPolG  Hamburg zur Ver-

fügung: 

 

Beate Petrou 0177—288 18 82 

  040—4286- 56601 

 

Michael Adomat 0172—403 80 78 

  040—4286- 56604 

 

Andy Metzlaff 0152—086 64 087 

  040—4286– 56610 

 

Wichtiger Hinweis: 

Druck– und Schreibfehler vorbehalten. 

Alle Angaben ohne Gewähr und ohne 

Anspruch auf  Vollständigkeit. 
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Zeit-, Fall und Bewährungsaufstiege retten! 

Antragsfrist endet am 31.10.2012 
Im Ergebnis der 2011 abgeschlosse-

nen Einkommensrunde mit der Ta-

rifgemeinschaft deutscher Länder 

konnte letztmals eine Fristverlänge-

rung zur individuellen Geltendma-

chung von Aufstiegen (Zeit-, Fall-

gruppen– und Bewährungsaufstie-

ge) nach BAT/-O für übergeleitete 

ehemalige Angestellte vereinbart 

werden (§ 8 Absatz 3 TVÜ-Länder). 

Diese Frist läuft nur noch bis zum 

31. Oktober 2012, sie endet damit 

zwei Monate vor der allgemeinen 

Antragsfrist am 31. Dezember 2012. 

Beispiel: 

Ein Tarifbeschäftigter der auf einer 

nach BAT Vergütungsordnung be-

werteten Stelle nach BAT VII (EG5)

Fallgruppe 1b eingestellt wurde, 

beträgt die Bewährungszeit 9 Jahre.  

Dies bedeutet, wer vor dem 

31.10.2003 eingestellt wurde muss 

für diese Art der Höhergruppierung 

einen Antrag stellen. Dies muss 

grundsätzlich bis zum 31.Oktober 

2012 erfolgen.  Andernfalls verwirkt 

dieser Anspruch und eine Höher-

gruppierung in die Entgeltgruppe 6 

kann nicht mehr erfolgen. 

 

Aber hier gilt größte Vorsicht, denn 

hier steckt die Gefahr im Detail.  

Der Arbeitgeber hat keine Bera-

tungspflicht und es müssen einige 

Dinge zwingend beachtet werden. 

 

Durch solch einen Aufstieg kann ein 

ggf. zustehender Strukturausgleich 

wegfallen oder die Jahressonderzu-

wendung kann sich verringern, auch 

die Stufenlaufzeiten können sich 

erheblich verlängern. Dies alles 

muss unbedingt berücksichtigt wer-

den bevor ein Antrag gestellt wird. 

Für Beschäftigte mit Tätigkeiten aus 

dem alten MtArb (Arbeiter) sind die 

Ausführungen zu den ehemaligen 

Bewährungsaufstiegen weniger re-

levant, da diese bei der Überleitung 

aus dem MtArb in den TV-L zumeist 

bereits berücksichtigt wurden. 

 

Die DPolG Hamburg hat ein Muster-

schreiben entwickelt (Seite 7), wel-

ches nach Beantwortung durch die 

jeweilige Personalabteilung  die Ent-

scheidung  vereinfachen kann. Es 

ersetzt jedoch nicht ein abschlie-

ßendes Informationsgespräch. 

Fortsetzung von Seite 1 

Die neue Entgeltordnung hat für die 

Tarifbeschäftigten im Wesentlichen 

folgende Auswirkungen: 

 

 Beschäftigte mit Eingruppie-

rung ab dem 1.November 

2006 in den Entgeltgruppen 2 

bis 8 mit „kurzen Aufstie-

gen“ (bis zu 6 Jahren) können 

nach entsprechender Antrags-

stellung ggf. in eine       

 

höhere Entgeltgruppe ein-

gruppiert werden. 

 

 

 Beschäftigte der Entgeltgrup-

pe 3 könnten nach entspre- 

chender Antragstellung durch 

die Neudefinition der 

„schwierigen Tätigkeit“ even-

tuell der Entgeltgruppe 4 oder 

aufgrund einer dreijährigen 

Berufsausbildung der Ent- 

geltgruppe 5 zugeordnet wer-

den, wenn die Tätigkeit eine 

solche Berufsausbildung vor-

schreibt.  
Fortsetzung Seite 3 

Antragsfrist zur neuen Entgeltordnung läuft  

am 31.12.2012 ab! 
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Antragsfrist zur neuen Entgeltordnung läuft  

am 31.12.2012 ab! 
Fortsetzung von Seite 2 

 Für Beschäftigte als Ingenieu-

re könnte sich nach entspre-

chender Antragsstellung auf-

grund der Drittelmerkmale 

eine höhere Entgeltgruppe 

ergeben. 

 

 Beschäftigte, die keine Vergü-

tungsgruppenzulagen im Be-

sitzstand erhalten und ein 

Tätigkeitsmerkmal mit einer 

Entgeltgruppenzulage erfül-

len, könnten diese nach ent-

sprechender Antragsstellung 

erhalten. 

 

 Beschäftigte der Entgeltgrup-

pe 2 Ü könnten nach entspre-

chender Antragsstellung 

eventuell in die Entgeltgruppe 

3 eingruppiert werden. 

 

 Beschäftigte in der Entgelt-

gruppe 13 mit Zulage 

(„langer“ Aufstieg BAT IIa/Ib) 

werden stufengleich ohne 

Antrag der Entgeltgruppe 14 

zugeordnet. 

 

 

Die Entgeltordnung hat keine Aus-

wirkung auf: 

 

 Beschäftigte der Entgeltgrup-

pen 9 bis 15 (mit Ausnahme 

der vorgenannten Fälle), da 

hier die Aufstiegskonstellatio-

nen bei der Entgeltgruppen-

zuordnung bereits berücksich-

tigt wurden. 

 

 Beschäftigte in den Entgelt-

gruppen 2 bis 8 mit „langen 

Aufstiegen“  von mehr als 

sechs Jahren. 

 

Die Entscheidung über die Antrags-

stellung und die Risikoabwägung 

hinsichtlich einer möglichen Absen-

kung der Jahressonderzahlung bei 

Höhergruppierung, beispielsweise 

aus der Entgeltgruppe 8 oder eines 

wegfallenden Strukturausgleiches 

durch den zu erwartenden Höher-

gruppierungsgewinn oder durch 

Wegfall einer dynamischen Endstufe 

oder durch Wegfall einer Vergü-

tungsgruppenzulage liegt aus-

schließlich bei den Beschäftigten. 

Weder die Gewerkschaften noch 

der Arbeitgeber können und werden 

hier eine verbindliche Empfehlung 

aussprechen. 

Der Arbeitgeber ist jedoch aufgrund 

seiner Fürsorge– und Auskunfts-

pflicht gehalten, bestimmte Aus-

künfte über den Zeitpunkt des näch-

sten Stufenaufstieges, über ggf.  

 

noch ausstehenden Besitzstand, 

über einen Strukturausgleich und 

Auswirkungen auf die Jahressonder-

zahlung zu geben. Einen Entspre-

chenden vorbereiteten Muster-

Antrag haben wir als Anlage dieser 

Tarifinfo beigefügt. 

 

Diese Informationen sind bei einer 

möglichen Antragstellung, nach § 8 

oder nach § 29a TVÜ von entschei-

dener Wichtigkeit und sind ggf. ba-

res Geld wert.  

Der Antrag muss jedoch bis zum 

31.Dezember 2012 beim Arbeitge-

ber gestellt sein! 

 

Unabhängig von der neuen Ent-

geltordnung können individuelle 

Aufstiege nach § 8 TVÜ-Länder  

(siehe Seite 2) bis zum 31.Oktober 

2012 und Vergütungsgruppenzula-

gen nach § 9 TVÜ-Länder nach ent-

sprechender Antragstellung in der 

Regel gewährt werden.  

 

Die DPolG Hamburg bietet individu-

elle Informationsgespräche für ihre 

Mitglieder an. 
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Terminsache Urlaub! 
Nach der Entscheidung des Bundes-

arbeitsgerichtes, BAG, Urteil vom 20. 

März 2012, Aktenzeichen 9 AZR 

529/10, zur tariflichen Regelung der 

Urlaubsdauer verstößt die Staffelung 

durch das Lebensalter in § 26 TVöD 

gegen das Verbot der Diskriminie-

rung wegen des Alters und ist daher 

unwirksam.  

 

Die Tarifgemeinschaft deutscher Län-

der (TdL) hat in ihrer Mitgliederver-

sammlung vom 18.07.2012 den Be-

schluss gefasst, eine Neuregelung 

der Urlaubshöhe in der Einkommens-

runde 2013 (beginnend im Januar 

2013) mit den Gewerkschaften anzu-

streben.  

 

Die TdL hat weiterhin beschlossen, 

für die Jahre 2011 und 2012 „bei 

Vorliegen der sonstigen tarifvertrag-

lichen Voraussetzungen“ allen Ta-

rifbeschäftigten übertariflich alters-

unabhängig einen Urlaub in Höhe 

von jeweils 30 Arbeitstagen (bei Voll-

zeit)zu gewähren.  

 

Die Freie und Hansestadt hat diese 

Regelung übernommen. Jedoch ist zu 

beachten, dass dieser „Resturlaub 

2011“ bis spätestens zum 31.12.2012 

angetreten werden muss, andernfalls 

verfällt dieser. Für das Urlaubsjahr 

2012 gilt weiterhin die September-

Regelung. 

Zur weiteren Orientierung geben wir 

hier weitere Hinweise. 

 

Berechnung der Urlaubsdauer nach 

dem TVöD/TV-L:  

Verteilt sich die regelmäßige wö-

chentliche Arbeitszeit auf mehr oder 

weniger als fünf Tage in der Woche, 

berechnet sich der Urlaubsanspruch 

nach der Anzahl der Arbeitstage der 

durchschnittlichen Arbeitswoche im 

Verhältnis zu einer Arbeitswoche mit 

fünf Arbeitstagen. Verbleibt bei der 

Berechnung des Urlaubs ein Bruch-

teil, der mindestens einen halben 

Urlaubstag ergibt, wird auf einen 

vollen Urlaubstag aufgerundet (§ 26 

Absatz 1 Satz 5 TVöD/TV-L). 

 

Für die Berechnung des Urlaubsan-

spruchs kommt es nicht auf die 

durchschnittliche tägliche Arbeitszeit 

an, maßgeblich ist vielmehr die Ver-

teilung der regelmäßigen wöchentli-

chen Arbeitszeit auf die Arbeitstage 

in der Woche. Dies bedeutet insbe-

sondere, dass Teilzeitbeschäftigte 

und möglicherweise Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter im Schicht- und 

Wechselschichtdienst den gleichen 

Urlaubsanspruch wie Vollbeschäftig-

te haben. 
Fortsetzung Seite 5 

„Beschäftigte in der Informationstechnik“   

Zwischenlösung gefunden! 
 Noch offen waren bisher die Tätigkeits-

merkmale nach Teil II Nr. 11 der Ent-

geltordnung für die Beschäftigten in der 

Informationstechnik. Zunächst war ange-

dacht, diese Tätigkeitsmerkmale bis Ende 

März 2012 inhaltlich neu verhandelt zu 

haben und rückwirkend zum  

1. Januar 2012 in Kraft zu setzen. Auf 

Grund der unterschiedlichen Vorstellun-

gen der Gewerkschaften einerseits und 

der Arbeitgeber anderseits konnte der 

Plan nicht eingehalten werden.  

Die Tarifvertragsparteien verständigten 

sich daher darauf, die Merkmale der 

„Angestellten in der Datenverarbeitung“ 

der Anlage 1a zum BAT lediglich redaktio-

nell zu bereinigen und entsprechend der 

Grundsatzeinigung zur Entgeltordnung 

des TV-L die bis zu sechsjährigen Aufstie-

ge innerhalb der Entgeltgruppen 2 bis 8 

der jeweils höheren Entgeltgruppe zuzu-

ordnen.  

Verbunden wurde dies mit einer Ver-

handlungszusage, über Auswirkungen 

neuer Berufe und berufsbildungsrechtli-

cher Entwicklungen im Bereich Informati-

onstechnik zu verhandeln.  

Bei den nun vereinbarten Tätigkeitsmerk-

malen für die Beschäftigten in der Infor-

mationstechnik handelt es sich somit um 

eine Zwischenlösung.  

Die Tätigkeitsmerkmale für die Be-

schäftigten in der Informationstechnik 

werden rückwirkend zum 1. Januar 2012 

in Kraft gesetzt. Der Antrag gemäß § 29 a 

TVÜ-Länder auf Geltung der neuen Ent-

geltordnung kann bis zum  

31. August 2013 gestellt werden. Auf 

Grund der Entgeltgruppenstruktur in 

diesem Bereich ergeben sich Höhergrup-

pierungsmöglichkeiten lediglich für die 

Beschäftigten in der Datenerfassung.  



 

Nach mehreren zeit- und kraftrau-

benden Sondierungsgesprächen 

mit Senatsvertretern ist festzustel-

len, dass das HmbPersVG in eini-

gen Passagen tatsächlich einige 

Verbesserungen erfahren wird, das 

von der SPD-Fraktion propagierte 

neue Mitbestimmungsgesetz wird 

es aber nicht geben. 

 

Der dbb hamburg hatte erwartet, 

dass die Verschlechterungen der 

CDU Regierung aus dem Jahre 

2005 komplett zurückgenommen 

werden; aber das ist nicht der Fall. 

Es bleibt bei einem modifizierten 

Versagungskatalog; es bleibt die 

Zustimmungsfiktion und es bleibt 

in weiten Teilen bei der einge-

schränkten Mitbestimmung. 

 

Die an sich lobenswerte Ankündi-

gung der SPD-Fraktion ein völlig 

neues Mitbestimmungsgesetz vor-

zulegen wird vom SPD-Senat nicht 

mitgetragen. Es ist ein schwacher 

Trost, dass die vorgesehenen Än-

derungen allemal besser sind als 

die derzeitige Gesetzeslage und wir 

haben durchsetzen können, dass 

wichtige personelle Maßnahmen 

zukünftig wieder der Mitbestim-

mung der Personalräte unterlie-

gen, aber der von uns erwartete 

große „sozialdemokratisch- mitbe-

stimmungsfreundliche“ Wurf ist 

ausgeblieben, stellt dbb Lan-

deschef Rudolf Klüver ernüchtert 

fest. 
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Beispiele Urlaubsanspruch 

bisher 

Urlaubsanspruch 

neu 

5-Tagewoche Ein 24-jähriger Be-

schäftigter arbeitet regel-

mäßig an fünf Tagen in 

der Kalenderwoche. 

=26 Arbeitstage = 30 Arbeitstage 

5-Tagewoche Ein 35-jähriger Be-

schäftigter arbeitet regel-

mäßig an fünf Tagen in 

der Kalenderwoche. 

=29 Arbeitstage = 30 Arbeitstage 

3-Tagewoche Ein 24-jähriger Be-

schäftigter arbeitet regel-

mäßig an drei Tagen in 

der Kalenderwoche. 

3/5 von 26 ergibt 

= 16 Arbeitstage 

15,6 aufgerundet 

3/5 von 30 ergibt 

= 18 Arbeitstage 

4-Tagewoche Ein 35-jähriger Be-

schäftigter arbeitet regel-

mäßig an vier Tagen in 

der Kalenderwoche. 

4/5 von 29 ergibt 

= 23 Arbeitstage 

23,2 abgerundet 

4/5 von 30 ergibt 

= 24 Arbeitstage 

6-Tagewoche Ein 35-jähriger Be-

schäftigter arbeitet regel-

mäßig an sechs Tagen in 

der Kalenderwoche. 

6/5 von 29 ergibt 

= 35 Arbeitstage 

34,8 aufgerundet 

6/5 von 30 ergibt 

= 36 Arbeitstage 

Neues Personalvertretungsrecht?! 

Dazu zusammenfassend folgende Beispiele nach bisheriger sowie neuer Rechtslage 

aufgrund der aktuellen BAG-Entscheidung: 



 

DEUTSCHE POLIZEIGEWERKSCHAFT IM DEUTSCHEN BEAMTENBUND 

HOLZDAMM 18 * 20099 HAMBURG * TEL.: 25 40 26-0 * FAX: 25 40 26-10 

  Ich nehme an der Werbeaktion der DPolG Hamburg teil und verpflichte mich mindestens zwei Jahre Mitglied der DPolG Hamburg zu blei 

 ben.  In diesem Fall wünsche ich mir als Präsent: 

           

                Datum:    Unterschrift: 

B E I T R I T T S E R K L Ä R U N G 

Bei diesen Leistungen werde ich ab_______________________ Mitglied der DPolG Hamburg 
Ich nehme davon Kenntnis, dass meine Daten in der EDV gespeichert werden. 

 

Name, Vorname:_______________________________________________geboren:________________________ 

 

Straße:_________________________________________Plz:_____________Ort:___________________________ 

 

Tel. privat:_______________________Fax privat:_______________________Handy:_______________________ 

 

Dienststelle:____________________Tel. dienstl.:________________________Fax dienstl.:__________________ 

 

Dienstgrad:_______________Besoldungs-/Entgeltgruppe:____________________Dienstnummer:____________ 

 

Bisher Mitglied der Gewerkschaft__________________seit:_________________(Bitte unten stehende Austritts- 

             Erklärung ausfüllen) 

Einzugsermächtigung zur Forderung mittels Lastschrift. 
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den jeweils gültigen Beitrag für die DPolG Hamburg bei Fälligkeit zu Lasten meines nachfolgenden 

Kontos mittels Lastschrift einzuziehen. Der Einzug erfolgt 1/4 jährlich zum 01.01., 01.04., 01.07., 01.10. Kosten, die der DPolG durch die 

Nichteinlösung entstehen, gehen zu meinen Lasten. 

 

BLZ__________________________________________Konto-Nr.:_________________________________________ 

 

Bankinstitut, Ort:________________________________________Unterschrift:______________________________ 

 

 

 

 

 

Ich habe das neue Mitglied für die DPolG Hamburg gewonnen: 

 

Name, Vorname:_______________________________________Dienststelle:_______________________________ 

 

Anschrift:______________________________________________________________________________________ 

 

 Als Präsent wünsche ich mir:_________________________ 

 

 Ich möchte jetzt noch kein Präsent haben, sondern Punkte sammeln und noch mehr Kolleginnen und Kollegen 

 für die DPolG Hamburg werben. Deshalb bitte ich um Bestätigung meines Punktestandes 

 

  

 
 

Ein Austritt kann nur bis 6 Wochen vor Quartalsende erfolgen 

Bitte den folgenden Abschnitt ausfüllen, alles weitere veranlassen wir. 

Austritterklärung 
Hiermit kündige ich meine Mitgliedschaft in der Gewerkschaft:____________________ zum 28. bzw. 29.2./30.6./30.9./31.12.20_____ 

 

Name, Vorname:________________________________________________geboren:_________________________________ 

 

Hamburg, den__________________________________________________Unterschrift:_______________________________ 



 

© DPolG 2012 


